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A. Bericht des Abgeordneten Krammig 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften für eine Richtlinie, die gemeinsame 
Modalitäten für die Anwendung der Mehrwertsteuer 
auf landwirtschaftliche Umsätze vorsieht, wurde 
vom Präsidenten des Deutschen Bundestages am 
20. März 1968 gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes 
zu den Verträgen zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft an den Finanzausschuß 
federführend, an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten sowie an den Haushaltsaus- 
schuß mitberatend überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage am 27. Sep- 
tember 1968 und 13. Februar 1969 beraten; der mit- 
beteiligte Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat den Richtlinienvorschlag am 24. Ok- 


tober 1968 beraten und sich der Stellungnahme des 
Bundesrates angeschlossen; der mitbeteiligte Haus- 
haltsausschuß hat die Vorlage am 2. Oktober 1968 
zur Kenntnis genommen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage, die dazu ein- 
gegangen Stellungnahmen — auch der betroffenen 
Wirtschaftsbereiche und supranationaler Gremien — 
eingehend erörtert. Er ist dabei im Prinzip zu den- 
selben Erkenntnissen wie der Bundesrat gelangt. 
Um die Übereinstimmung in der Beurteilung des 
Richtlinienentwurfs durch Bundestag und Bun- 
desrat zu unterstreichen, schlägt der Finanzausschuß 
vor, die Stellungnahme des Bundesrates wörtlich zu 
übernehmen. 


Bonn, den 20. März 1969 


Krammig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag teilt die Auffassung, daß die Land- 
wirtschaft in das Mehrwertsteuersystem einbezogen 
bleiben sollte und daß auf eine Pauschalregelung für 
die Landwirtschaft nicht verzichtet werden kann. Er 
bittet jedoch die Bundesregierung, bei den weiteren 
Verhandlungen über den Vorschlag einer Dritten 
Harmonisierungsrichtlinie sich dafür einzusetzen, 
daß folgende Grundsätze berücksichtigt werden: 

1. Der gemeinsame ermäßigte Steuersatz für Listen- 
güter (Artikel 4) kann erhebliche Auswirkungen 
auf die Lebenshaltungskosten in den einzelnen 
Mitgliedstaaten haben. In der Bundesrepublik ist 
eine Verteuerung nicht ausgeschlossen, weil zu 
erwarten ist, daß der gemeinsame Steuersatz 
wegen des in anderen Ländern höheren Normal- 
satzes über dem in der Bundesrepublik geltenden 
Steuersatz liegen wird. Es sollte deshalb darauf 
hingewirkt werden, den gemeinsamen ermäßig- 
ten Satz erst mit der allgemeinen Festsetzung 
der gemeinsamen Steuersätze einzuführen. Zu- 
mindest sollte jedoch darauf verzichtet werden, 
bei der Ermittlung des ermäßigten Satzes von 
dem arithmetischen Mittel der Normalsteuersätze 
auszugehen. 

2. Bei der in Artikel 5 vorgesehenen Steuerbe- 
freiung der Einfuhr von Listengütern lassen sich 
Wettbewerbsverzerrungen nur vermeiden, wenn 
außer den nicht steuerpflichtigen Abnehmern und 
Pauschallandwirten auch alle anderen Abnehmer 
ausgenommen werden, deren Vorsteuern pau- 
schaliert sind oder die in das Mehrwertsteuer- 
system nicht einbezogen sind. Das gleiche gilt für 
Unternehmer, die ganz oder teilweise vom Vor- 
steuerabzug ausgeschlossen sind. Bei Ausnahmen 
dieses Umfanges können hohe Steuerausfälle nur 
durch Kontrollen an den Grenzen verhindert 
werden. Ein derartiges Kontrollverfahren ist je- 
doch aufwendig und mit erheblichen Schwierig- 
keiten verbunden. Es sollte deshalb auf die Ein- 
führung dieses Befreiungstatbestandes verzichtet 
werden. 

3. Die Pauschalregelung nach den Artikeln 6 und 7 
kann nicht auf die Lieferung von Listengütern 
durch landwirtschaftliche Erzeuger beschränkt 
werden, sondern muß auf alle Umsätze im Rah- 
men land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
ausgedehnt werden, wie es auch § 24 Umsatz- 
steuergesetz 1967 vorsieht. Nur so läßt sich die 
mit der Pauschalierung erstrebte Vereinfachung 
bei der Buchführung oder den Aufzeichnungen in 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben errei- 
chen. Bei einer derartigen Regelung ist Artikel 12 
des Kommissionsvorschlages entbehrlich. Es 


sollte ferner klargestellt werden, daß die Sonder- 
regelung für Kleinunternehmen gemäß Artikel 14 
der Zweiten Richtlinie nur auf diejenigen land- 
wirtschaftlichen Erzeuger nicht anwendbar ist, 
die unter die Pauschalregelung fallen. 

4. a) Das in Artikel 7 Abs. 1 und 3 vorgesehene 

Verfahren zur Ermittlung und Abführung der 
Steuerschuld ist für die Praxis zu kompliziert. 
Es sollte versucht werden, im Verlauf der 
Beratungen ein einfacheres Verfahren zu fin- 
den. 

b) Artikel 7 Abs. 5 sollte als Folge des zu Arti- 
kel 6 entwickelten Grundsatzes (vorstehend 
Nummer 3) dahin ergänzt werden, daß für 
alle im Rahmen eines land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebes bewirkten Umsätze eine 
ergänzende Anpassungsregelung zugelassen 
wird. 

5. Der in Artikel 8 vorgesehene Ausschluß von 
Vereinigungen land- und forstwirtschaftlicher Er- 
zeuger von der Pauschalregelung ist zu weit- 
gehend. Er widerspricht den Bestrebungen zur 
Förderung der Kooperation der Erzeuger. Es 
sollten deshalb die Vereinigungen landwirtschaft- 
licher Erzeuger in die Pauschalregelung einbe- 
zogen werden, die Umsätze im Rahmen eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausfüh- 
ren. Außerdem sollten grundsätzlich alle land- 
wirtschaftlichen Erzeuger unter die Pauschal- 
regelung fallen, soweit sie Umsätze im Rahmen 
eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes 
ausführen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
sie daneben Umsätze anderer Art (z. B. im Rah- 
men eines Gewerbebetriebes) bewirken. 

6. Neben den im Anhang A aufgeführten landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen sollten auch die übri- 
gen in der Anlage 1 zum UStG 1967 aufgeführten 
Lebensmittel bei der Einführung gemeinschaft- 
licher Steuersätze weiterhin einem ermäßigten 
Steuersatz unterliegen. Im übrigen ist es nicht 
zweckmäßig, landwirtschaftliche Produktions- 
mittel in die Liste der dem gemeinsamen er- 
mäßigten Steuersatz unterliegenden Erzeugnisse 
aufzunehmen. Es sollte vielmehr den Mitglied- 
staaten überlassen bleiben, in welchem Umfang 
sie durch einen ermäßigten Steuersatz für Pro- 
duktionsmittel den Pauschalsatz für die Vor- 
steuern der landwirtschaftlichen Erzeuger beein- 
flussen wollen. 

7. In die Liste Anhang A sollten andererseits jedoch 
die Tätigkeiten (Dienstleistungen) im Sinne des 
Anhangs B für landwirtschaftliche Erzeuger und 
Vereinigungen landwirtschaftlicher Erzeuger auf- 
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genommen werden, weil nur so eine Wettbe- 
werbsgleichheit sowohl innerhalb des Bereichs 
der Landwirtschaft als auch zwischen Landwirten 
und sonstigen Steuerpflichtigen, die Tätigkeiten 
im Bereich der Landwirtschaft ausüben, erreicht 
werden kann. 

8. In Anhang B sollte klargestellt werden, daß hier 
nur die mit der Bodennutzung zusammenhän- 
gende Tierzucht und Tierhaltung gemeint ist. 


Bonn, den 20. März 1969 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Krammig 

Berichterstatter 



